
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
 

12.01.2021 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
Von den anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörern wurden keine Fragen an die 
Verwaltung gestellt. 
 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
In nichtöffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
 
Aus der nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung vom 08. Dezember 2020 sind 
keine Beschlüsse bekannt zu geben. 
 
 
 

TOP 03 Vorausschau auf das Jahr 2021 

 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
Nachträglich ein paar interessante Zahlen zum Jahr 2020: 
  

• Einwohner mit Hauptwohnsitz  
Aktuellste Zahlen des Einwohnermeldeamtes 
zum 31.12.2020 5324 
 
Nebenwohnsitze Stand 31.12.2020 73 
 

• Geburten im Jahr 2020 36 
 

• Sterbefälle im Jahr 2020 37 
 

• Eheschließungen im Jahr 2020 13 
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• Baugesuche:  22 /   Kenntnisgabeverfahren:  9 / Befreiungen:  1 / 
Bauvoranfragen: 3 
  

 
 Neben den laufenden Arbeiten werden im Jahr 2021 - aus heutiger Sicht - im 

Wesentlichen die folgenden Themen/Projekte von Bedeutung sein (mit Beiträgen 
von Frau Jeske, Herrn Plangg, Herr Abele und Herrn Roth):  

 
Kinder, Jugend und Familie – Allgemeine Verwaltung  
 

• Kindergartenwesen  
 
In der Gemeinde Baindt gibt es ein breitgefächertes Betreuungsangebot in den 
verschiedenen Kindergärten. Neben dem Kindergarten unter kommunaler 
Trägerschaft (Kindergarten „Sonne, Mond und Sterne“) gibt es auch noch einen 
Kindergarten unter kirchlicher Trägerschaft (Kindergarten „St. Martin“) sowie den 
Waldorfkindergarten unter freier Trägerschaft. Es sind alle Betreuungsplätze im 
laufenden Kindergartenjahr 2020/2021 belegt.  
 
Die Anmeldebögen für einen Kindergartenplatz für das Kindergartenjahr 
2021/2022 wurden zwischenzeitlich verschickt. Rückgabetermin war der 
18.12.2020. Aufgrund der dann eingegangenen Anmeldungen, die noch 
auszuwerten sind, wird man sehen, ob die jetzigen Betreuungsplätze ausreichen 
oder ob man auf die noch freie Gruppe im neugebauten Kindergarten 
zurückgreifen muss. 
 
Aufgrund der Corona-Pandemie haben sich die Planungen für einen Neubau des 
Waldorfkindergartens verzögert. Spätestens bis zum Sommer 2021 wird der 
Vorstand des Waldorfkindergartens seine Planungen und Vorstellungen im 
Gremium präsentieren. 
 
Die Gemeinde wächst und es werden in den nächsten Jahren weitere 
Betreuungsplätze benötigt. Im Herbst letzten Jahres haben zwei pädagogische 
Fachkräfte bei der Verwaltung nachgefragt, ob sich die Gemeinde einen 
Naturkindergarten vorstellen kann. Hierbei handelt es sich um ein interessantes 
und kostengünstiges Projekt. Erste Gespräche - auch in Bezug auf die 
Trägerschaft - wurden bereits geführt. Eine verbindliche Zusage an die 
Interessierten für das Jahr 2022 erscheint der Verwaltung jedoch verfrüht. Bedarfe, 
Örtlichkeit und Trägerschaft sind näher zu erörtern und dem Gremium zu 
gegebener Zeit vorzustellen. 

 

• Klosterwiesenschule – Grundschule als offene Ganztagesschule 
 
Die Klosterwiesenschule konzentriert sich auf ein hervorragendes 
Grundschulangebot. Aktuell besuchen 154 Kinder die Grundschule Baindt. Derzeit 
gibt es 2 Grundschul-Kooperationsklassen der Schule für Blinde und 
Sehbehinderte. Die Kinder nehmen an einzelnen Unterrichtsstunden 
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verschiedener Grundschulklassen teil. Der Leiter des sonderpädagogischen 
Bildungs- und Beratungszentrums Herr Dr. Adrian, Bürgermeisterin Frau Rürup 
und die Rektorin der Klosterwiesenschule Frau Heberling betonen das gute 
Miteinander zwischen dem Sonderpädagogischen Bildungs- und 
Beratungszentrum und der Klosterwiesenschule. Beide Seiten profitieren von 
dieser Kooperation. Darüber hinaus zeichnet sich unsere Klosterwiesenschule 
durch ein überdurchschnittliches Betreuungsangebot aus. Aus diesem Grund hat 
der Gemeinderat auch beschlossen, eine hauptberufliche Betreuungskraft mit 
einem Beschäftigungsumfang von 50% einzustellen. Die Besetzung dieser Stelle 
gestaltet sich jedoch als äußerst schwierig.  Die Stelle wurde zum 01.09.2020 mit 
einem Beschäftigungsumfang von 40% besetzt. 

 

• Sanierung und Erweiterung Feuerwehrhaus  
 
Bereits im Sommer 2018 fand eine Begehung des Feuerwehrhauses statt. Es 
wurden bestehende Mängel aufgezeigt und eine Erweiterung der Räumlichkeiten 
besprochen, die die Abläufe sowohl bei Übungen als auch im Ernstfall erleichtern 
könnten. Diese Planung soll im Jahr 2021 in Angriff genommen werden. Die 
meisten Mängel, wie zum Beispiel die fehlende Außenbeleuchtung und die 
fehlenden Bewegungsmelder wurden vom Gemeindeelektriker bereits erledigt und 
auch die neue Absauganlage konnte 2020 installiert werden. 
 

• Ersatzbeschaffung Feuerwehrfahrzeug 
 
Die Gemeinde Baindt sollte den Austausch des bestehenden LF 16/12 (Baujahr 
1992) im Jahr 2022 vornehmen. Wir haben deshalb bereits 2021 den 
Zuwendungsantrag nach Z-Feu Festbetragsfinanzierung gestellt. Im Zeitplan 
würde die Gemeinde Baindt im Sommer mit der Ausschreibung beginnen. Die 
Vergabe der Ausschreibung wäre im 2. Halbjahr und die Auslieferung und 
Einweihung des  
LF 20 wäre für 2022 vorgesehen. 
 

• Außenanlage Bereitschaftsheim des DRK Baienfurt-Baindt  
 
 Durch den gemeinschaftlichen Erwerb der ehemaligen Flüchtlingsunterkunft in der 
Baindter Straße, haben die Gemeinden Baienfurt und Baindt einen idealen 
Standort für das DRK gefunden. Die Anlage wurde vom Landkreis für die 
Unterbringung von geflüchteten Menschen gebaut, so dass einige 
Umbaumaßnahmen und Anpassungen notwendig waren. Die Räume für die DRK-
Bereitschaft Baienfurt-Baindt sind zwischenzeitlich nahezu fertig und leuchten 
innen so hell wie außen. Während die Räume kurz vor ihrer Fertigstellung stehen 
und Mitte des Jahres eingeweiht werden können, werden im Außenbereich dieses 
Jahr noch Parkplätze und Garagen gebaut.  

 

• Digitalisierung 
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 Eine der größten Herausforderungen unserer Zeit ist die Digitalisierung. 
Bürgerrinnen und Bürger, die heute online rund um die Uhr alles bestellen können 
und am nächsten Tag die Bestellung geliefert bekommen, erwarten diesen Service 
auch von einer modernen Verwaltung. Es gilt der Digitalisierung vor Ort weiteren 
Anschub zu verleihen und gleichzeitig die Menschen mitzunehmen. Bereits 2019 
hat die Gemeindeverwaltung das Rathausserviceportal sowie eine App der 
Gemeinde Baindt installiert, darüber hinaus wurde ein kostenloses WLAN im 
Rathaus und in der Schenk-Konrad-Halle eingerichtet. Im Frühjahr 2020 gingen 
neue Homepages für die Gemeinde, Klosterwiesenschule und den kommunalen 
Kindergarten in Betrieb. Im Herbst 2020 wurde ein Rats- und 
Bürgerinformationssystem eingerichtet. 2021 soll Rathaus intern ein digitaler 
Rechnungsworkflow installiert werden.  
 

• Betreuung, Unterstützung und Integration von Geflüchteten 
 

In der Gemeinde sind derzeit 100 geflüchtete Menschen (Ist-Quote) untergebracht.  
Das Aufnahmesoll beträgt 82 Personen. Der Quotenerfüllungsstand liegt bei 122 %.  

 
Mit der Förderung des Integrationsmanagements in den Kommunen des Landes 
wird ein Kernelement des Paktes zur Integration zwischen dem Land Baden-
Württemberg und den Kommunen umgesetzt. Es wird dadurch eine 
flächendeckende soziale Beratung und Begleitung von Geflüchteten in der 
Anschlussunterbringung ermöglicht. In der Gemeinderatssitzung am 28.11.2017 
wurde beschlossen, die Johanniter Unfallhilfe mit der Ausführung des 
Integrationsmanagements für die in der Anschlussunterbringung untergebrachten 
Geflüchteten in der Gemeinde Baindt für die Jahre 2018 bis 2020 zu beauftragen. 
Diese Förderung wurde zwischenzeitlich um 2 weitere Jahre verlängert. 
(Förderzeitraum bis zum 14.01.2023) Im Herbst 2020 wurde die entsprechende 
Vereinbarung zwischen der Gemeinde Baindt und den Johannitern bis zum 
14.01.2023 verlängert. Die Stelle der Integrationsbeauftragten 
(Beschäftigungsumfang von 50%) wurde nicht mehr verlängert und ist zum 
31.12.2020 ausgelaufen. 

 
Da die Stelle der Integrationsbeauftragten seit dem 01.01.2021 wegfällt, wurde in 
einer Besprechung mit der Verwaltung, ehrenamtlich Tätigen des Arbeitskreises 
„Asyl“ und den Johannitern die zukünftige Aufgabenverteilung festgelegt. Hierbei 
kommen zusätzliche Aufgaben auf die Verwaltung und den Bauhof bzw. 
Hausmeister der Klosterwiesenschule zu. 
 
Unser ganz besonderer Dank gilt den Bürgerinnen und Bürgern, die sich bereit 
erklärt haben, im Helferkreise für die geflüchteten Menschen mitzuwirken. In erster 
Linie ist es Aufgabe der Gemeinde, diese Menschen in unsere Gesellschaft zu 
integrieren. Doch ohne das ehrenamtliche Engagement unseres zwar kleinen aber 
sehr feinen Helferkreises wäre dies weit schwieriger oder fast unmöglich. Unsere 
Ehrenamtlichen helfen bei der Jobsuche, beim Umziehen, bei der Erledigung von 
Hausaufgaben und bei der Suche nach Ärzten und begleiten auch zu diesen. Ich 
würde mich sehr freuen, wenn weitere Menschen in unserer Gemeinde ganz 
niederschwellig Interesse hätten, sich ebenfalls einzubringen.  
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• Unterbringung von Obdachlosen und Asylbewerbern 
 

Die Unterbringung der geflüchteten Menschen stellt für jede Kommune eine große 
Herausforderung dar. Neben der Containeranlage in der Friesenhäusler Straße 12 
hat die Gemeinde Baindt auch Wohnungen angemietet. Aufgrund der 
Wohnungsknappheit im Schussental wird die Gemeinde mittelfristig über Standorte 
und die zukünftige Ausrichtung diskutieren, denn neben der Unterbringung von 
geflüchteten Menschen ist die Gemeinde Baindt auch bei der Unterbringung von 
Obdachlosen gefordert.  
 
Derzeit sind vier Einzelpersonen zur Vermeidung der Obdachlosigkeit in den 
Wohncontainern in der Boschstraße 1/5 bzw. in der Friesenhäusler Straße 12 (!) 
untergebracht. Falls eine Familie mit Kindern obdachlos wird, kann diese derzeit 
noch in die Dachgeschosswohnung im Klosterhof 4 eingewiesen werden.  
 
 

Bauwesen, Infrastruktur 
 

• Sanierung Klosterwiesenschule und Planung Digitalpakt  
 
 Die Klosterwiesenschule wurde als Grund- und Hauptschule gebaut, ist nun aber 
seit 2014/2015 eine genehmigte Ganztagesschule in Wahlform mit Betreuungs- 
und Bildungsangeboten. Die vielfältigen Angebote wie Mittagessen und Betreuung 
außerhalb der Unterrichtszeiten erfordern eine andere Aufteilung der 
Klassenräume, darüber hinaus stammen die Schulgebäude aus den 70er Jahren. 
2019 wurde das Architekturbüro mlw aus Ravensburg mit der Sanierung der 
Klosterwiesenschule beauftragt. Der Start für die Planungen erfolgte Anfang 2020. 
Es wurde die Bausubstanz aller Gebäude der Schule untersucht. Im Dezember 
2020 wurde die Sanierung der Toilettenanlage im grünen Gebäude der Schule 
vom Gemeinderat beschlossen. In den kommenden Sommerferien soll diese 
Baumaßnahme durchgeführt werden. Anfang 2021 muss vom Gemeinderat 
entschieden werden, wie die Sanierung und Modernisierung der 
Klosterwiesenschule weiter erfolgen soll, da im Frühjahr dann weitere 
Förderanträge gestellt werden müssen, damit Anfang 2022 der angedachte erste 
große Schritt mit der Vollsanierung des blauen Gebäudes erfolgen kann. 

 
 Insgesamt erhält die Gemeinde zum jetzigen Stand eine Förderung von 574.000 
€. Im Gemeinderat war man sich einig, dass eine grundlegende Sanierung 
erfolgen soll, um die Klosterwiesenschule für die Zukunft gut und nachhaltig zu 
rüsten. Dadurch haben sich die geschätzten Kosten auf ca. 12 Millionen erhöht, 
weshalb zusätzliche Fördermittel beantragt werden.  

 

• Dorfplatz 
 
Zwar steht die Entwicklung des Fischerareals vorrangig auf der Agenda, doch 
hängen Dorfplatz und Fischerareal in Sachen Wegebeziehungen, Entwicklung der 
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Randbereiche und Aufenthaltsqualität eng zusammen und können somit nur 
gemeinsam gedacht werden. Der Dorfplatz in Baindt ist bisher nicht als Ortsmitte 
erlebbar. Er wird stark von den angrenzenden Parkplätzen dominiert und hat nach 
Westen keine Einfassung, das macht ihn nicht sehr heimelig. 
 
In der Planung wird der bestehende Dorfplatz um ein neues Gebäude ergänzt. Das 
Gebäude bildet eine Raumkante Richtung Westen und gibt dem neuen Dorfplatz 
einen Rahmen. Eine höhere Aufenthaltsqualität wird darüber hinaus geschaffen, 
da der Platz vom Verkehr abgeschirmt wird. 
 

• Sanierungsgebiet „Ortskern II“, insbesondere Fischerareal 
 
Die vorrangige Zielsetzung des Sanierungsgebiets „Ortskern II“ in Baindt umfasst 
die städtebauliche Entwicklung des „Fischerareals“ sowie des 
Ortseingangsbereiches. Das „Fischerareal“ und der Ortseingangsbereich bilden 
gemeinsam eine ca. 1,7 ha große, innerörtliche zusammenhängende Fläche, die 
bisher nur wenig genutzt wird.  
 
Seit 2019 ist der Kreisverkehr am Ortseingang in Betrieb. Er trägt zu deutlich mehr 
Verkehrssicherheit bei und wertet den Ortseingangsbereich in die Gemeinde auf. 
2020 wurden die Bauhofhalle fertiggestellt und die ehemalige Hofstelle auf dem 
Fischerareal abgebrochen.  
 
Die Gemeinde schlägt mit einer offenen Konzeptvergabe einen anderen Weg der 
Vermarktung der Grundstücke ein. Die Grundstücksvergabe soll mit der 
Zielsetzung erfolgen, langfristig ein lebendiges und stabiles Quartier für möglichst 
alle Bevölkerungsschichten zu schaffen. Hierfür werden die Grundstücke nicht an 
den Meistbietenden vergeben, sondern es findet ein „Wettbewerb der Ideen“ statt, 
an dem sich verschiedene Akteure, wie Bauträger und Investoren, 
Baugemeinschaften und Privatpersonen, beteiligen können und bei dem die 
besten und passendsten Projektkonzepte realisiert werden sollen. Bereits in der 
Gemeinderatssitzung im Februar berät das Gremium über die Kriterien der 
Veräußerung, die der Gemeinde am Herzen liegen.   
 
Im Frühjahr 2021 werden öffentliche Veranstaltungen für Bürgerinnen und Bürger 
und potentielle Bauträger stattfinden, in denen zum Städtebau, zum Verfahren 
sowie zum angedachten Terminplan informiert wird. Durch die intensive 
Planungsphase wird eine Vergabe der Bauplätze erst 2022 und der Baubeginn der 
einzelnen Gebäude erst 2023 erfolgen. 
 
Der Lebensmittelmarkt am Ortseingang der Gemeinde ist fertig gestellt, so dass 
nun bis zur geplanten Eröffnung im Juni 2021 der Innenausbau durch die Firma 
Feneberg selbst vorgenommen werden kann. Um die Gestaltung der Grünfläche 
entlang des Gebäudes wertig und nachhaltig zu gestalten, wird in Zusammenarbeit 
mit der Bodenseestiftung, der Firma Gaschler, der Firma Feneberg und der 
Gemeinde im Frühjahr eine Pflanzaktion mit Bäumen und Büschen durchgeführt 
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• Radweg Sulpach - Mochenwangen 3. Bauabschnitt  
 
Mit dem Bau des Radweges sollte der Lückenschluss im Radwegenetz vom  
benachbarten Ortsteil Mochenwangen in Richtung Baindt/Baienfurt geschaffen  
werden. Es wird nach eingehenden Verhandlungen mit dem Zuschussgeber sowie 
der Verkehrsbehörde ein Geh- und Radweg vom Abschnitt Hasenweg bis zur  
Hirschstraße und anschließend lediglich ein Gehweg mit evtl. Radfahrer frei bis 
zur Ausleitung nach der Hofstelle gefördert. 
 
Es würde eine wichtige Rad- und Gehwegeverbindung für unsere Schülerinnen 
und Schüler sowie für den überörtlichen Freizeitverkehr hergestellt werden. Die 
Gesamtkosten beziffern sich auf 1,1 Mio. €.  

 

• Bebauung „Marsweiler Ost II“ 
 
Die Kaufverträge für die 13 Bauplätze im sogenannten Einheimischenmodell 
wurden 2020 alle abgeschlossen. Einige Bauanträge sind bereits eingereicht, so 
dass in diesem Jahr sicher die meisten Gebäude gebaut und bezogen werden. Die 
Kaufverträge für die Bauplätze im Bieterverfahren werden Anfang des Jahres 
abgeschlossen, so dass auch hier einem Baubeginn nichts mehr im Wege steht. 

 

• Bebauung Stöcklis- / Grünenbergstraße 
 
Der Bebauungsplan wurde mit Veröffentlichung im Amtsblatt im November 2018 
rechtskräftig. Im Frühjahr 2020 erfolgte die Erschließung des Baugebiets. Die 
Vergabe der Bauplätze ist auf Ende 2021 geplant. 

 

• 2. Erweiterung des Gewerbegebietes Mehlis 
 
Mit der 2. Erweiterung des Gewerbegebiets Mehlis sind 8 Bauplätze entstanden, 
von denen bereits 5 Grundstücke an Gewerbetreibende verkauft wurden. Die 
verbleibenden 3 Bauplätze könnten in diesem Jahr vergeben werden. 

 

• Mögliche weitere Wohngebiete – Bühl, Lilienstraße, Voken Erweiterung 
 
Der Gemeinderat hat 2019 für 3 Baugebiete Aufstellungsbeschlüsse im 
beschleunigten Verfahren gefasst. Im Jahr 2020 wurde der Bebauungsplan 
Lilienstraße vorangetrieben, so dass in der Januarsitzung 2021 der Entwurf im 
Gemeinderat vorgestellt werden kann. Die Gemeinde ist somit auf einem guten 
Weg, den Bebauungsplan im Jahr 2021 rechtkräftig aufzustellen. Ebenfalls muss 
der Bebauungsplan Bühl im Laufe des Jahres entwickelt und abgeschlossen 
werden. 

 

• Nahwärmeversorgung  
 
Anlässlich einer anstehenden Heizungserneuerung in der Schenk-Konrad-Halle 
wurde ein Nahwärmekonzept entwickelt mit der Zielvorgabe eine 
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umweltfreundliche und energieeffiziente Wärmeversorgung in Baindt zu 
etablieren. Es erfolgte 2014 die Errichtung eines erdgasbetriebenen, 
wärmegeführten Blockheizkraftwerkes mit Eigenstromnutzung im Schulgebäude. 
Damit werden sowohl öffentliche als auch private Gebäude im Rahmen des 
Nahwärmenetzes versorgt. 2020 wurden beide Gasbrenner in der Heizzentrale im 
Schulareal durch neue klimaschonendere und effizientere Geräte ersetzt. Somit 
kann bereits jetzt die Versorgung des Lebensmittelmarktes mit Wärme gesichert 
werden. Geplant ist, dass sämtliche Gebäude im Fischerareal an das 
Nahwärmenetz angeschlossen werden sollen. Hierfür ist es nötig, die 
Wärmeerzeuger auszubauen. Es wird angestrebt in regenative Energien zu 
investieren, eine Entscheidung des Gremiums diesbezüglich steht an. 

  

• Sanierungsmaßnahmen an Gemeindestraßen 
 
Im Ergebnishaushalt 2021 sind 150.000 Euro für die Sanierung von Gemeinde-
straßen vorgesehen. Nach dem Winter werden die erforderlichen Schäden 
festgestellt und behoben. 
 
Darüber hinaus steht im Jahr 2021 die umfangreiche Sanierung der Nelkenstraße 
an. Die bestehende Wasserleitung ist eine der ältesten Leitungen in Baindt. 
Aufgrund der Häufung von Wasserrohrbrüchen wurde die Nelkenstraße priorisiert.  
Im Zuge der Sanierung wird eine Leerrohrstruktur für Breitband aufgebaut und die 
Straßenbeleuchtung erneuert. 
 

• Ausbau der Breitbandversorgung 
 
Die Digitalisierung schreitet rasant voran und eröffnet uns neue Möglichkeiten und 
Perspektiven. Doch alles steht und fällt natürlich mit der Infrastruktur. Nur 
Glasfaserkabel bieten heute noch zukunftsfähige Übertragungsraten an. 
 
Bis Ende 2024 soll in Baindt ein Vollausbau in den unterversorgten Bereichen 
realisiert werden. Ein geförderter kommunaler Breitbandausbau ist dort erlaubt, wo 
die Aufgreifschwelle von 30 Mbit/s entsprechend den Rückmeldungen im 
Markterkundungsverfahren faktisch gewährleistet ist, jedoch aufgrund der 
besonderen Berechnung der Aufgreifschwelle für diese Gebiete oder Standorte 
die erforderliche erhöhte Versorgung nicht garantiert werden kann. 
 

• Bushaltestellen – Aufwertung / barrierefreier Zugang  
 
Die Bushaltestellen an der Marsweilerstraße/Blindenschule und beim 
Hochbehälter wurden 2020 barrierefrei umgebaut und mit neuen Buswartehäusern 
versehen. 2021 sollen die Baumaßnahmen für die Bushaltestellen in der 
Gartenstraße ausgeschrieben und umgesetzt werden. Entsprechende 
Förderanträge wurden bereits gestellt.  

 

• Bau einer Reithalle  
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Die Reitergruppe Baindt e.V. beabsichtigt mit Unterstützung der Gemeinde Baindt 
beim Reitgelände eine Reithalle zu bauen. Der geplante Standort für die Reithalle 
der Reitergruppe Baindt e.V. befindet sich im Regionalen Grünzug. Die Gemeinde 
Baindt hat einen Antrag auf Durchführung eines Zielabweichungsverfahrens beim 
Regierungspräsidium in Tübingen gestellt, der im Dezember 2020 positiv 
beschieden wurde. 2021 muss nun ein Bebauungsplan aufgestellt werden, so 
dass die Reithalle möglichst rasch gebaut werden kann. 

 

• Wasserversorgung – Querverbindung  
 
Zur weiteren Sicherung der Wasserversorgung wurde der Bau einer 
Querverbindungsleitung von der Hauptleitung Weißenbronnen / Baienfurt nach 
Baindt umgesetzt. Die Fertigstellung der Rohrleitungen ist bereits 2019 erfolgt. 
Nach Fertigstellung der Verbindungsleitung musste 2020 zunächst der 
Druckminderschacht erstellt werden, um eine Notversorgung der Hochzone in 
Baindt zu gewährleisten. Der Umbau der Hydraulik und Elektro- und 
Verfahrenstechnik im Hochbehälter Marsweiler verzögerte sich etwas. Es sollen 
diese Leistungen bis frühestens Ende März 2021 umgesetzt und abgerechnet 
werden. 
 

•  Neuanlage Waldspielplatz  
 
Im Haushaltsplan 2021 und 2022 sind jeweils 25.000 € eingeplant, um gegenüber 
des jetzigen Waldspielplatzes, der sich im Eigentum des Forstes befindet, evtl. 
einen ergänzenden Waldspielplatz anzulegen. Da wir derzeit in unserer Gemeinde 
jedoch viele Jugendliche Biker- und Scooterfahrer haben, ist im Gremium darüber 
zu diskutieren, ob in einem ersten Schritt evtl. bei der Aufwertung bzw. in die 
Anlage von entsprechenden befahrbaren Flächen investiert wird.  
 
 

Klima- und Artenschutz 
 

• Antrag Klimopass 
 
 Das ist ein Förderprogramm des Landes Baden-Württemberg mit drei 
Förderschwerpunkten und zwar der Nachhaltigkeit, der Biodiversität und des 
Klimaschutzes. Es soll Kommunen durch Beratung und 
Informationsveranstaltungen ein strukturierter Einstieg in das Thema ermöglicht 
werden. Inhalte sind u.a. Praxisbeispiele anderer Kommunen, Vorschläge aus der 
erarbeiteten Klimastrategie aus den Workshops und Vor-Ort-Besichtigungen mit 
Anleitung zur Unterstützung der Biodiversität. 2020 standen vom Land keine Mittel 
zur Verfügung. Der Antrag der Gemeinde wurde in das Jahr 2021 übertragen.  

 
Des Weiteren soll das Thema Anpassung an den Klimawandel in die kommunalen 
Planungen integriert werden. Dazu werden Klimaanalysen, aber auch die 
Erarbeitung von Planungsinstrumenten gefördert. Ebenso die Umsetzung erster 
Anpassungsmaßnahmen wie die Begrünung kommunaler Schulen und 
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Kindergärten oder die Überprüfung kommunaler Nichtwohngebäude auf Eignung 
zur Dachbegrünung und Photovoltaiknutzung. Die Biodiversität und Klimafaktoren 
bei der Bauleitplanung spielen eine große Rolle und die Biodiversität bei 
vorhandenen Gemeindeflächen.  
 

• Projekt Klimaschutz Plus 
 
Mit dem Projekt wurde 2020 begonnen. Inhalt ist die Einführung und Begleitung 
des Betriebs eines kommunalen Energiemanagements nach Programmpunkt für 
die ca. 18 kommunalen Gebäude der Gemeinde Baindt mit u. a.  

- Unterstützung bei der Einführung eines kommunalen Energiemanagements 
- Einbau von Messtechnik 
- Energiemanagement-Software. 

 
Die Zählerstandserfassung ist derzeit am Laufen, damit daraus bspw. eine 
Bewertung in Richtung Energieverbräuche erstellt werden kann.   

  

• Insektenfreundliche Blumenwiesen – im Rahmen von „Natur nah dran“ 
 
 Ziel ist es unter anderem zu prüfen, an welchen Stellen wir im nächsten Jahr 
weitere Blühwiesen anlegen können und welche Flächen sich hierfür eignen. Seit 
einiger Zeit verfolgt die Gemeinde Baindt das Ziel, die Artenvielfalt auch in 
geeigneten Kleinflächen ohne intensive Pflege zu erhöhen. So wurden 2020 
bereits ein Streifen entlang der Marsweilerstraße, die Wiesenfläche gegenüber der 
Schule, ein Seitenstreifen und eine Seiteninsel in der Boschstraße sowie der 
Kreisverkehr Mehlis umgestaltet. Darüber hinaus betreut der Bauhof jährlich 
weitere 10-12 Blumenwiesen in der Gemeinde. In diesem Zusammenhang muss 
das Ziel der Gemeinde sein auch unserer Bürgerinnen und Bürger mit ins Boot zu 
nehmen. Eine Entwicklung in die richtige Richtung schaffen wir nur gemeinsam! 

 

• Renaturierungsmaßnahmen an Gewässern 
 
 Bereits 2011 hat die Gemeinde im Rahmen des Projektes „Renaturierung von 
Fließgewässern“ am Sulzmoosbach Störelemente eingebaut, mit deren Hilfe die 
Eigendynamik des Baches angeregt wurde. Auf einer Strecke von etwa 700 m 
wurden 17 Buhnen (vom Ufer zur Flussmitte hin errichteter Damm) und zahlreiche 
Störsteine eingebaut sowie 210 Bäume und Sträucher gepflanzt. Betrachtet man 
heute den Bachlauf, sieht man deutlich, wo eine Aufwertung erfolgt ist. Darüber 
hinaus, ist festzustellen, dass Boden und Land durch die Veränderung im Bachlauf 
nicht nennenswert abgetragen wurden. 

 
Da weiterer Grunderwerb schwierig ist, wurde vereinbart die Grundstücksgrenzen 
aufzunehmen und eine Bepflanzung im weiteren Verlauf des Sulzmoosbaches 
vorzunehmen, so dass mögliche Ausspülungen auf der östlichen Seite zum 
Tragen kommen. Auf dieser Seite ist die Gemeinde bereits im Besitz eines 
Gewässerrandstreifen. So könnte der Bach deutlich aufgewertet und 
widerstandsfähiger gemacht werden. Da die Schussen im vergangenen Sommer 
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zum Teil um die 22° hatte, ist es elementar wichtig, dass die Zuflüsse nicht bereits 
zu warmes Wasser führen und deren Resilienz gesteigert wird.  

 

• Hochwasserschutzmaßnahme Öffnung Sulzmoosbach 
 
Die Gemeinde Baindt hat für die Hochwasserschutzmaßnahme im Ortskern 
Zuschüsse bekommen. Die Herstellung eines Bypasses und der Bau des 
Retentionsbeckens am neuen Kreisverkehr sind bereits erfolgt. Nun schließt sich 
die Gewässeroffenlegung und der Ausbau des Sulzmoosbaches in Kombination 
mit einer Hochwasserschutzmaßnahme an. Zum einen wird der Sulzmoosbach 
aufgewertet und die Durchgängigkeit und Gewässerstruktur werden verbessert und 
zum anderen wird das Bachbett aufgeweitet. 
 

• Errichtung Gewässer II. Ordnung sowie weiterer Hochwasserschutz  
 
Die Problembereiche in der Hirsch-, Siemens- und Benzstraße sowie in der 
Ortsmitte werden aufgearbeitet und sollen mit der Errichtung und Ableitung in Form 
eines weiteren Gewässers 2. Ordnung gelöst werden. Hierzu muss ein 
Wasserrechtsverfahren durchgeführt werden. Anschließend kann die Gemeinde 
einen Zuwendungsantrag gem. Förderrichtlinie Wasserwirtschaft stellen. Im 
Haushaltsplan 2022 sind 430.000 € vorgesehen.  

• European Energy Award (eea), Klimaschutzkonzept, Photovoltaikanlagen, 
 E-Mobilität 
 

 Im Jahr 2017 wurde die Gemeinde mit einem Ergebnis von 62 Prozent rezertifiziert 
und hat sich zum Ziel gesetzt, den begonnenen eea-Weg konsequent weiter zu 
gehen. Im November 2020 hätte eine weitere Rezertifizierung stattfinden sollen. 
Diese wurde Corona bedingt abgesagt und auf Frühjahr 2021 verschoben. Für das 
Zertifizierungsverfahren müssen im Vorfeld vom eea-Team (bestehend aus 
Verwaltung, Firma Kirchner und der Energieagentur Ravensburg) sämtliche 
Energie- und Klimaschutzaktivitäten der Kommune erfasst, bewertet, geplant, 
gesteuert und überprüft werden. Dabei sind die wichtigsten Handlungsfelder im 
Bereich der Energieeffizienz berücksichtigt: 

  
• Entwicklungsplanung und Raumordnung 
• Kommunale Gebäude und Anlagen 
• Ver- und Entsorgung 
• Mobilität 
• Interne Organisation 
• Kommunikation und Kooperation 

 
 Es wird geprüft, ob auf öffentlichen Gebäuden PV-Anlagen wirtschaftlich sinnvoll 
wären. Dadurch könnte der Eigenstrom genutzt werden und E-Fahrzeuge direkt 
vor Ort mit erneuerbarem Strom betankt werden. 
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 Ein Förderantrag für 2 E-Fahrzeuge wurde mit Zuschüssen von bis zu 50 % 
bewilligt. Im Bauhof und im Rathaus wurden in Folge zwei Fahrzeuge durch E-
Fahrzeuge ersetzt.  

 
 

Finanzen  
 

• Haushaltsplanung Doppelhaushalt 2021/2022 
 

Der Haushalt der Gemeinde Baindt ist auch geprägt von der Coronakrise. Sorgen 
bereiten Einbußen bei den Erträgen und gleichzeitig steigende Aufwendungen. Die 
Hebesätze der Grundsteuer und Gewerbesteuer mussten 2021 minimal 
angehoben werden. In Zeiten ausreichender Liquidität und unter Berücksichtigung 
von Verwahrentgelten, sollten die notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen bzw. 
Investitionen in die Infrastruktur vorgenommen werden. Die Gemeinde steht wie 
jedes Jahr vor der Herausforderung, die Themen zu sortieren und letztlich auch zu 
priorisieren, da nicht nur unsere finanziellen Ressourcen in der Krise, sondern 
auch das Personal in unserer Verwaltung mit der Umsetzung der vielen 
Maßnahmen an ihre Grenzen kommen 
 
Die Eröffnungsbilanz der Gemeinde Baindt zum Stichtag 01.01.2019 wurde im 
Frühjahr 2020 beschlossen und die Rechnungsjahre 2016-2019 bereits von der 
Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) geprüft. 
 

• Abfallbeseitigung/Quo Vadis Wertstoffhof  
 
Seit 01.01.2016 ist der Landkreis Ravensburg für die Abfallwirtschaft und die 
Wertstofferfassung zuständig. Seit 01.01.2020 laufen Änderungen sowie 
Neuanmeldungen nur noch über das Landratsamt Ravensburg. An den örtlichen 
Einrichtungen, Grüngutannahmestelle in der Friesenhäusler Straße sowie bei der 
Kompostieranlage am Annaberg, wird festgehalten. Solange ein Bringsystem im 
Landkreis Ravensburg besteht, wird an dem derzeitigen Standort des 
Wertstoffhofes festgehalten. 
 

• Gebührenkalkulation Wasser- und Abwassergebühren 
 
Die gebührenrechtlichen Ergebnisse bei den kostenrechnenden Einrichtungen 
Wasser- und Abwasser werden laufend ermittelt und einer Gebührenkalkulation 
unterzogen. 

 

• Geldvermögen  
 

 Über die Anlage kurzfristiger Geldanlagen aus liquiden Mitteln und aus 
Kontobeständen entscheidet der Kämmerer. Über die Verwendung von Rücklagen 
für vermögenswirksame Anlagen entscheidet der Gemeinderat. Die Gemeinde 
parkt ihr Geld mit Verwahrentgelt in Höhe von -0,5% belastet. Aufgrund von 
Inflation reduziert sich das Vermögen auf Raten. 
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• Stand Ökopunktekonto  
 
 Für die 2. Erweiterung des Gewerbegebiets Mehlis und für das Mischgebiet 

Fischerareal wurden 2019 Ökopunkte verbraucht, so dass die Gemeinde nach 
Ökokontoverordnung weiterhin ein Guthaben in Höhe von derzeit 173.134 
Ökopunkten hat.  

 

• § 2 b Umsatzsteuergesetz 
 
Die Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand wird mit Wirkung ab dem 01.01. 
2023 völlig neu geregelt. Der neue § 2b UStG hat unter anderem zur Folge, dass 
zahlreiche und wesentliche Besteuerungsprivilegien der öffentlichen Hand 
aufgehoben werden sollen. Jede Tätigkeit von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts auf privatrechtlicher Grundlage soll nunmehr als 
unternehmerisch eingestuft werden. Die Zusammenarbeit von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts sollten ebenfalls überprüft werden. Die 
Finanzverwaltung wird auch 2021 hier entsprechende Vorarbeiten vornehmen.  
 

• Grundsteuerreform 2025 
 
Der Gesetzgeber hat eine Neuregelung getroffen. Mit der Neuregelung dürfen bis 
zum 31. Dezember 2024 weiterhin die bisherigen Grundsteuermessbeträge 
angewandt werden. Der neue Hauptveranlagungszeitpunkt für die neue 
Grundsteuer ist der 01.01.2025. Hierzu werden die Bodenrichtwerte der 
Gutachterausschüsse zum 01.01.2022 von der Gutachterausschussstelle 
ermittelt.  

 
 
 

TOP 04 Gebäude angrenzend an den Dorfplatz  
- Nutzung des Gebäudes  
- Eigentumsverhältnisse 
- weiteres Vorgehen 

 
Bürgermeisterin Rürup trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
Der Dorfplatz in Baindt ist bisher kein besonders heimeliger Ort mit Aufenthaltsqualität. 
Angrenzend an den Dorfplatz befindet sich ein großer Parkplatz. Ursprünglich war 
angedacht, auf diesem Parkplatz ein Rathaus zu errichten. Nachdem für die 
Unterbringung der Verwaltung in den 80er Jahren im jetzigen Rathaus eine andere 
Lösung gefunden wurde, blieb diese große Parkfläche in der bisherigen Form erhalten. 
Die Fläche ist schwer fassbar. In Richtung Westen fehlt ein Gebäude, dies würde dem 
Platz mitten im Ort einen Rahmen geben, den Dorfplatz ergänzen und eine wirkliche 
Ortsmitte entstehen lassen. Da der Platz dann auch besser vom Verkehr abgeschirmt 
wird, entstünde ein Ort mit deutlich mehr Aufenthaltsqualität für unsere Bürgerinnen 
und Bürger. 
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Örtlichkeiten mit unterschiedlichen, sich ergänzenden Angeboten, sind ein wichtiger 
Beitrag für eine zukunftsfähige Gestaltung von Gemeinden. Eine Nutzungsmischung, 
kurze Wege und Aufenthaltsqualität sind Garanten für lebendige Plätze, die von den 
Menschen angenommen werden. Hier begegnet man sich, tauscht sich aus und fühlt 
sich daheim. Gleichzeitig sind diese Räume unerlässlich, wenn es um die Gestaltung 
eines altersgerechten Lebensumfeldes geht. Denn räumlich konzentrierte 
Einrichtungen, eine zentrale Lage und gute Erreichbarkeit sind gerade für ältere 
Menschen von großer Bedeutung. So können die vorhandenen Angebote, wie zum 
Beispiel Ärzte, Apotheke und die weitere örtliche Infrastruktur gut genutzt werden. 
 
Nutzungen im Gesundheitsbereich könnten in dem neuen Gebäude unter einem Dach 
vereint und darüber hinaus Parkplätze in einer Tiefgarage unter dem Gebäude 
geschaffen werden.   
 
Gesundheitszentrum Baindt 
 
Ein solches Zentrum sichert die ärztliche Versorgung der Bevölkerung in Baindt 
nachhaltig. Der Neubau der Praxen und Räumlichkeiten für ergänzende medizinische 
Leistungen sowie die Zentralisierung in einem Gesundheitszentrum in der Ortsmitte 
bietet unserer Bevölkerung eine hervorragende zukunftsfähige Versorgung und Ärzten 
einen modernen und ansprechenden Wirkungskreis. Verschiedene Fachärzte unter 
einem Dach bzw. in örtlicher Nähe sind für Patienten wie für Mediziner attraktiv. Ärzte 
haben an Einzelpraxen immer weniger Interesse. Darüber hinaus liegen alle wichtigen 
Einrichtungen in der Gemeinde in unmittelbarer Umgebung und sind fußläufig in 
wenigen Minuten erreichbar. Arztbesuch und Einkauf lassen sich problemlos 
verbinden. Die Ortsmitte erfährt eine deutliche Aufwertung.  
 
Der Standort angrenzend an den Dorfplatz bietet ausreichend Fläche für die Errichtung 
des Gebäudes einschließlich der notwendigen Stellplätze für die Patientinnen und 
Patienten und auch für die Besucherinnen und Besucher.  
 
Eine Tiefgaragenzufahrt könnte vom Parkplatz aus erfolgen. Gemäß dem 
vorliegenden Entwurf ist es möglich, bis zu 10 private Tiefgaragenstellplätze zu 
schaffen. Das Erdgeschoss bietet 175 m² Verkaufs- und Nebenflächen und auf 
weiteren 2,75 Geschossen werden 480 m² Praxis- und Wohnfläche angeboten.  
 
Eine Kommune hat wenig direkte Einflussmöglichkeiten auf die Niederlassung eines 
Arztes in der Gemeinde. Es ist zum einen die Entscheidung des Arztes, die sicherlich 
auch von der Prognose abhängig ist, ob sich eine Praxis trägt und wie attraktiv die 
Lage der Praxis ist und zum anderen ist es die Entscheidung der kassenärztlichen 
Vereinigung. Diese macht klare Vorgaben, ob sich ein Arzt in einer Gemeinde 
ansiedeln und welche Fachrichtung dieser haben darf. Fahrten in Nachbarkommunen 
gelten als zumutbar. Im Krankheitsfall brauchen unsere Bürgerinnen und Bürger 
jedoch die Gewissheit, dass sie dort, wo sie wohnen auch gut versorgt sind. Viele 
ländliche Kommunen haben ernsthafte Probleme, Ärzte zu gewinnen. Deshalb 
müssen wir Anreize schaffen. 
 
Baurecht: 
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Der genannte Bereich liegt im Innenbereich. Ein Bebauungsplan ist nicht vorhanden. 
§ 34 BauGB legt fest, dass ein Vorhaben im unbeplanten Innenbereich dann zulässig 
ist, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die nähere Umgebung einfügt und die 
Erschließung gesichert ist. Nach Auskunft des Bauamtes ist kein Bebauungsplan 
erforderlich. Von den ausgeübten Nutzungen innerhalb des Gebäudes sind keine 
Geräuschemissionen zu erwarten, die mit der im Umfeld vorhandenen Wohnnutzung 
unvereinbar sind. Wesentliche Geräuschquelle für die Schallemissionen des 
Ärztehauses ist der Verkehr durch die Patientinnen und Patienten sowie die 
Besucherinnen und Besucher. Die Gestaltung des Gebäudes wird sich an der 
Umgebungsbebauung (Satteldach) orientieren. Eine verbindliche Auskunft wird von 
der unteren Baurechtsbehörde eingeholt. Des Weiteren werden die Leitungsverläufe 
auf dem Dorfplatz (Nahwärme, Breitband…) überprüft. 
 
Zweckbindungen im Grundstücksverkehr  
 
a) Die Gemeinde ist Bauherrin. Da es der Gemeinde im Falle einer Veräußerung des 
Baugrundes, der im Sanierungsgebiet liegt, definitiv nicht und die Gewinnerzielung 
geht und die Fläche in der Ortsmitte von großer öffentlicher Bedeutung ist, könnte die 
Gemeinde als Bauherrin auftreten. Bei der Vermietung hätte die Gemeinde langfristig 
alle Fäden in der Hand. Als Vermieterin der Räumlichkeiten würde sie eine schwarze 
Null anstreben. Allerdings muss sich die Gemeinde beim Bau an das Vergaberecht 
halten. Öffentliche Gelder, also Steuermittel, zur Sicherung der ärztlichen Versorgung 
sollten nicht für den laufenden Unterhalt eingesetzt werden müssen, darüber hinaus 
sollte sich die Investition amortisieren. Es ist von ca. 3,0 Mio. Investitionskosten 
auszugehen, welche bisher nicht in der Haushaltsplanung 2021/2022 verankert sind 
und über einen Nachtragshaushalt dargestellt werden müssten.   
 
b) Die Gemeinde verkauft das Grundstück an einen Investor. Bei einem regulären 
Verkauf ist eine minimale Steuerung der Nutzungsmöglichkeiten über einen 
Bebauungsplan möglich.  
 
Ein Verkauf mit Nutzungs- und Verfügungsbeschränkungen wäre ebenfalls 
denkbar: 
 
Steuerung über Zweckbindung im Kaufvertrag 

• Angemessene Vertragsgestaltung; 
• Gebunden an Subventionen; 
• Notwendigkeit und Angemessenheit von Bindungen; 
• Bei verbilligtem Verkauf zwingend Nutzungs- und Verfügungs-

beschränkungen; 
• Verkauf unter Wert nur bei zweckentsprechender Mittelverwendung 

zulässig; 
• Steuerung über Zweckbindung im Kaufvertrag; 

 
Mögliche Vertragsklauseln: Kaufpreisnachzahlungsklausel, Wertabschöpfungs-
klausel, Wiederkaufsrechte bei zweckwidriger Verwendung; 
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Bindungsdauer: Jede Subvention gilt früher oder später als aufgebraucht 

• Bis zu 15 Jahre unbedenklich; 
• Bis zu 20 Jahre mit einer Kaufpreisverbilligung von ca. 20 %; 
• Bis zu 30 Jahre nur bei hohem Preisnachlass durchsetzbar; 

 
c)  Die Gemeinde verkauft das Grundstück an einen Investor im Erbbaurecht. 

• Zweckbindung für Nutzung bei Ausgabe des Grundstücks; 
• Dauerhafte Zweckbindung (auch an Rechtsnachfolger); 
• Umfasst die gesamte Laufzeit; 

 
d) Die Gemeinde verkauft das Grundstück an einen Investor mit 

Wiederkaufsrecht. 

• Bedarf einer angemessenen Begründung 

• 30 Jahre Höchstgrenze bei Rechtsausübung bezüglich Nutzungsbindung. 
Länger Fristen gelten als unangemessen und sind in keiner Form zulässig 

• Darf generell nicht gegen die „guten Sitten“ verstoßen 
 
e) Die Gemeinde verkauft das Grundstück an einen Investor mit einem       
erbbaurechtsähnlichen Wiederkaufsrecht. 

• Erstmaliges Rückkaufrecht nach 90 bzw. 99 Jahren unabhängig vom 
Verhalten des Käufers mit begrenztem Zeitfenster; 

• Späterer Wiederkaufswert muss angeglichen werden und die darauf errichteten 
Gebäude für mindestens zwei Drittel des Verkehrswertes erworben werden; 

• Kein Sanktionscharakter; 
 
Der Gemeinderat sollte der Verwaltung in der Januarsitzung eine Tendenz mit auf den 
Weg geben. Sofern die Gemeinde nicht selbst Bauherrin sein soll, könnte das 
Rechtsanwaltsbüro W2K in der Februarsitzung ausführlicher über mögliche 
Veräußerungsoptionen informieren.  
 
Nicht zu handeln könnte mittel- bis langfristig eine ärztliche Unterversorgung für die 
Bevölkerung bedeuten. Wir wollen die medizinische Versorgung in der Gemeinde 
jedoch dauerhaft sicherstellen.  
 
Die Sicherung einer wohnortnahen, bedarfsgerechten und qualitativ hochwertigen 
medizinischen Versorgung ist für die Bürgerinnen und Bürger ein wichtiger 
Wohlfühlfaktor und ein zentraler Beitrag für die Attraktivität von Baindt. Wir sehen uns 
an dieser Stelle in der Pflicht, diese Prozesse zu begleiten und voranzutreiben und 
darüber hinaus aktive Daseinsvorsorge zu leisten. 
 
Das Ärztehaus ist ein erster Schritt in eine qualitätvolle Entwicklung der Ortsmitte. Es 
ist als Beitrag zu sehen, die im Quartier bestehenden Angebote zu stärken und zu 
sichern.  
 
 

Beschluss: 
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a) Der Gemeinderat stimmt dem Bau eines Gebäudes angrenzend an den Dorfplatz 

zu. 
 
b) Es soll ein Gesundheitszentrum angrenzend an den Dorfplatz errichtet werden. 
 
c) Die Gemeinde tritt selbst als Bauherrin auf. 
 
 
 

TOP 05 Vergabe der ausgeschriebenen Bauarbeiten für die Bachoffenlegung 
Sulzmoosbach entlang der Marsweilerstraße 

 
Ortsbaumeister Roth  berichtet: 
 
In der Gemeinderatssitzung vom 07. Juli 2020 wurde das Ingenieurbüro Fassnacht 
aus Bad Wurzach beauftragt, die Arbeiten öffentlich auszuschreiben. Die 
Ausschreibung wurde am 30. Oktober 2020 im Staatsanzeiger sowie auf der 
Homepage der Gemeinde Baindt veröffentlicht. Die Ausschreibungsunterlagen 
wurden von 28 Firmen angefordert. Die Angebotseröffnung erfolgte am 24. November 
2020.  
 
Die Ausschreibung beinhaltet folgende Bauarbeiten: 
 

- Rückbau der bestehenden Betonverdolung 
- Erdbau, Gewässerausbau 
- Landschaftsbauarbeiten 

 
Zur Submission gingen 13 Angebote ein. Drei Angebote mussten ausgeschlossen 
werden, da es Zweifel an der Eignung gab und Unterlagen fehlten. Die 
Angebotspreisspanne der Hauptangebote liegt zwischen 151.825,42 Euro brutto (= 
100%, günstigstes Angebot) und 250.200,00 Euro brutto (=164,8%, teuerstes 
Angebot).  
 
Das günstigste Angebot nach VOB/A § 16 wurde von der Fa. Köhle GmbH, Garten- 
und Landschaftsbau, Bad Schussenried mit einer Angebotssumme von 151.825,42 
Euro brutto abgeben. 
 
Nach VOB/A § 16 soll der Zuschlag auf das Angebot erteilt werden, das unter 
Berücksichtigung aller technischen und wirtschaftlichen, ggf. auch gestalterischen und 
funktionsbedingten Gesichtspunkten als das wirtschaftlichste erscheint. Das Angebot 
der Fa. Köhle GmbH, Garten- und Landschaftsbau, Bad Schussenried mit einer 
Angebotssumme von 151.825,42 Euro brutto ist das wirtschaftlich günstigste Angebot.  
 
 

Beschluss: 
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Der Zuschlag für die Arbeiten für die Bachoffenlegung des Sulzmoosbaches entlang 
der Marsweilerstraße wird an die Fa. Köhle GmbH, Garten- und Landschaftsbau, Bad 
Schussenried mit einer Angebotssumme von 151.825,42 € brutto erteilt. 
 
 
 

TOP 06 Billigungs- und Auslegungsbeschluss zum Bebauungsplan Lilienstraße 
und den örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 
Bauamtsleiterin Frau Jeske teilt mit: 
 
Für die Gemeinde bestand die Möglichkeit im Bereich südlich der Lilienstraße 
Grundstücke zu kaufen, um einen Bebauungsplan nach § 13 b BauGB für ein allge- 
meines Wohngebiet zu entwickeln.  
 
In der Sitzung vom 17. September 2019 wurde dem Gemeinderat der städtebauliche 
Vorentwurf des Bebauungsplanes "Lilienstraße" von Herrn Sieber vom Büro für 
Stadtplanung aus Lindau vorgestellt. Das Büro Sieber wurde daraufhin mit der Erstellung 
des Bebauungsplanes beauftragt.  
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt beschloss in der Sitzung vom 03. Dezember 2019 
die Aufstellung des Bebauungsplanes "Lilienstraße" und die örtlichen Bauvorschriften 
hierzu. Zwischenzeitlich fand eine frühzeitige Behördenunterrichtung statt, in der die 
Eckpunkte und die erforderlichen Untersuchungen für die Aufstellung des 
Bebauungsplanes benannt wurden.  
 
Durch die geplante Bebauung wird in den Streuobstbestand und die als Biotop kartierte 
Hecke an der südlichen Grenze des Baugebiets eingegriffen. Der Eingriff musste 
berücksichtigt und fachlich bewertet werden. Zur Abschätzung der Erheblichkeit der 
Auswirkungen durch die Planung auf die Fauna, wurde ein artenschutzrechtliches 
Fachgutachten beauftragt und vom Büro Sieber, Lindau   im Jahr 2020 durchgeführt. 
Ebenfalls wurde eine detaillierte Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung sowie eine Ergänzung 
zur FFH-Vorprüfung der Änderung des Bebauungsplanes Marsweiler Ost erstellt. 
 
Der Öffentlichkeit wurde vom 06. Dezember 2019 bis 20. Dezember 2019 die Gelegenheit 
gegeben, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie wesentliche Auswirkungen 
der Planung zu informieren. Das Büro Sieber wurde beauftragt, den Entwurf unter 
Berücksichtigung der Stellungnahmen auszuarbeiten. Es wurden 2 Varianten mit 
unterschiedlich großen Grundstücken erstellt. Mit dem vom Gemeinderat favorisierten 
Entwurf soll die öffentliche Auslegung sowie die Anhörung der Behörden und der Träger 
öffentlicher Belange erfolgen. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt billigt den Entwurf Alternative 2 zum 
Bebauungsplan "Lilienstraße" und den örtlichen Bauvorschriften hierzu in der Fassung 
vom 01. Dezember 2020 mit folgenden Änderungen: 
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• Die Höhe von Stützmauern ist auf max. 0,5 m zu begrenzen. 
• Pro Grundstück sind 2 Wohnungen möglich. 
• Bei 4.12 ist das Wort „Windenergie“ zu streichen. 

 
Dieser so geänderte Entwurf erhält das Fassungsdatum 12. Januar 2021. 
Mit diesem Entwurf sind die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und die 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.  
§ 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen.  
 
 
 

TOP 07 Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes "Wohnen 
Fischerareal" sowie 12. Änderung des Bebauungsplanes "Innere Breite" 
und die örtlichen Bauvorschriften hierzu  

 
Bauamtsleitering Frau Jeske infomiert das Gremium über folgenden Sachverhalt. 
 
Der Bebauungsplan „Mischgebiet Fischerareal" sowie 10. Änderung des 
Bebauungsplanes "Innere Breite" und der Bebauungsplan „Wohnen Fischerareal“ 
sowie 9. Änderung des Bebauungsplanes "Innere Breite" wurden mit der 
Veröffentlichung im Amtsblatt am 24. April 2020 rechtskräftig. Somit wurde die 
planerische Grundlage für den Bau des Lebensmittelmarktes am Ortseingang 
geschaffen.  
 
Am 21. November 2020 fand eine Klausurtagung des Gemeinderates statt, bei dem 
die Architekten Gauggel und Gütschow aus Tübingen einen Entwurf zur Bebauung 
des Fischerareals vorstellten, der vom Gemeinderat gebilligt wurde. Zur Umsetzung 
des vorliegenden städtebaulichen Entwurfes sind Änderungen beider 
Bebauungspläne erforderlich. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt beschließt die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes "Wohnen Fischerareal" sowie die 12. Änderung des 
Bebauungsplanes "Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
(Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). Gemäß § 13a 
BauGB wird die 1. Änderung des Bebauungsplanes "Wohnen Fischerareal" sowie 
12. Änderung des Bebauungsplanes "Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften 
hierzu im sog. beschleunigten Verfahren aufgestellt. Der räumliche Geltungsbereich 
der Änderung der Bebauungspläne wird aus dem beiliegenden Lageplan 
(maßstabslos) ersichtlich. Folgende Grundstücke befinden sich innerhalb des 
räumlichen Geltungsbereiches: Fl. Nrn. 51, 51/1, 53 (Teilfläche), 53/1, 55 (Teilfläche), 
58/4 (Teilfläche) und 87 (Teilfläche). 

Erfordernis und Ziele der Planung:  

− Änderung des Festsetzungskonzeptes und der örtlichen Bauvorschriften, um die 
Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes des Architekturbüros Gauggel und 
Gütschow, Tübingen realisieren zu können und damit die Schaffung ausreichenden 
Wohnraumes für die ortsansässige Bevölkerung auch langfristig sicherzustellen; 
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− Berücksichtigung bestehender Strukturen und angrenzender Nutzungen im 
Rahmen der planerischen Feinsteuerungen; 

− Vermeidung oder Minimierung von Nutzungskonflikten; 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird von einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 
BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB sowie der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
sowie von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
abgesehen.  

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich.  

Im Rathaus der Gemeinde Baindt (Marsweilerstraße 4, 88255 Baindt), Bürgertheke 
wird der Öffentlichkeit während der allgemeinen Öffnungszeiten Gelegenheit gegeben, 
sich gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung zu informieren (Hinweis: Die allgemeinen 
Öffnungszeiten sind jeweils von Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 
Freitag von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr und zusätzlich Montag und Donnerstag von 14.00 
Uhr bis 16.00 Uhr und Dienstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr).  Es besteht bis zum 12. 
Februar 2021 die Gelegenheit zur frühzeitigen Äußerung. Weitere Informationen 
können von den Bürgerinnen und Bürgern durch das Beiwohnen an den öffentlichen 
Gemeinderatssitzungen eingeholt werden. Im Rahmen der noch durchzuführenden 
öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB können Stellungnahmen zur Planung 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abgegeben werden. Hierzu erfolgt jeweils 
noch eine gesonderte ortsübliche öffentliche Bekanntmachung. 

Hinweise: Der Aufstellungsbeschluss zur Änderung hat keine direkte Auswirkung auf 
die Bebaubarkeit oder Nutzbarkeit von Grundstücken. Der räumliche Geltungsbereich 
der Änderung kann sich im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ändern.  

 
 
 

TOP 08 Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
"Mischgebiet Fischerareal" sowie 11. Änderung des Bebauungsplanes 
"Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu  

 
Bauamtsleiterin Frau Jeske berichtet: 
 
Der Bebauungsplan „Mischgebiet Fischerareal" sowie 10. Änderung des 
Bebauungsplanes "Innere Breite" und der Bebauungsplan „Wohnen Fischerareal“ 
sowie 9. Änderung des Bebauungsplanes "Innere Breite" wurden mit der 
Veröffentlichung im Amtsblatt am 24. April 2020 rechtskräftig. Somit hat man die 
planerische Grundlage für den Bau des Lebensmittelmarktes am Ortseingang 
geschaffen.  
 
Am 21. November 2020 fand eine Klausurtagung des Gemeinderats statt, bei dem die 
Architekten Gauggel und Gütschow aus Tübingen einen Entwurf zur Bebauung des 
Fischerareals vorstellten, der vom Gemeinderat gebilligt wurde. Zur Umsetzung des 
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vorliegenden städtebaulichen Entwurfes sind Änderungen beider Bebauungspläne 
erforderlich. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt beschließt die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes "Mischgebiet Fischerareal" sowie die 11. Änderung des 
Bebauungsplanes "Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
(Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)). Gemäß § 13a 
BauGB wird die 1. Änderung des Bebauungsplanes "Mischgebiet Fischerareal" sowie 
11. Änderung des Bebauungsplanes "Innere Breite" und die örtlichen Bauvorschriften 
hierzu im sog. beschleunigten Verfahren aufgestellt. Der räumliche Geltungsbereich 
der Änderung der Bebauungspläne wird aus dem beiliegenden Lageplan 
(maßstabslos) ersichtlich. Folgende Grundstücke befinden sich innerhalb des 
räumlichen Geltungsbereiches: Fl. Nrn. 19, 52, 53 (Teilfläche), 53/1 (Teilfläche), 
55 (Teilfläche), 55/8, 55/2, 55/7, 56/3, 87 (Teilfläche) und 575/2 (Teilfläche).  

Erfordernis und Ziele der Planung:  

− Änderung des Festsetzungskonzeptes und der örtlichen Bauvorschriften, um die 
Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes des Architekturbüros Gauggel / 
Gütschow, Tübingen realisieren zu können und damit die Schaffung ausreichenden 
Wohnraumes für die ortsansässige Bevölkerung auch langfristig sicherzustellen; 

− Berücksichtigung bestehender Strukturen und angrenzender Nutzungen im 
Rahmen der planerischen Feinsteuerungen; 

− Vermeidung oder Minimierung von Nutzungskonflikten; 

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird von einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 
BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB sowie der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
sowie von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB 
abgesehen.  

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich.  

Im Rathaus der Gemeinde Baindt (Marsweilerstraße 4, 88255 Baindt), Bürgertheke 
wird der Öffentlichkeit während der allgemeinen Öffnungszeiten Gelegenheit gegeben, 
sich gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten (Hinweis: Die allgemeinen 
Öffnungszeiten sind jeweils von Montag bis Donnerstag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, 
Freitag von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr und zusätzlich Mon-tag und Donnerstag von 14.00 
Uhr bis 16.00 Uhr und Dienstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr).  Es besteht bis zum 12. 
Februar 2021 die Gelegenheit zur frühzeitigen Äußerung. Weitere Informationen 
können von den Bürgerinnen und Bürgern durch das Beiwohnen an den öffentlichen 
Gemeinderatssitzungen eingeholt werden. Im Rahmen der noch durchzuführenden 
öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB können Stellungnahmen zur Planung 
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innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abgegeben werden. Hierzu erfolgt jeweils 
noch eine gesonderte ortsübliche öffentliche Bekanntmachung. 

Hinweise: Der Aufstellungsbeschluss zur Änderung hat keine direkte Auswirkung auf 
die Bebaubarkeit oder Nutzbarkeit von Grundstücken. Der räumliche Geltungsbereich 
der Änderung kann sich im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ändern.  

 
 
 

TOP 09 Doppelhaushalt 2021 und 2022 
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der Gemeinde Baindt 
Wirtschaftspläne der Sonderrechnungen Eigenbetriebe 
Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung 2021 und 2022 
 

 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Dem Gemeinderat wird als einer der ersten Kommunen im Landkreis Ravensburg der 
Haushaltsplan 2021/2022 zur Beschlussfassung vorgelegt. Ebenso sind die 
Wirtschaftspläne der Eigenbetriebe Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
nach den Grundlagen des NKHR aufgestellt.  
 
Die Eckdaten der Haushaltsplanung zur Einnahmenbeschaffung wurden bereits mit 
der Festlegung der Hebesätze beraten. Der Gemeinderat musste aufgrund geringerer 
Erträge, die Hebesätze der Grundsteuer und Gewerbesteuer anpassen. Zudem wurde 
für die Investitionen und Unterhaltungsmaßnahmen mit dem Investitionsprogramm 
2021/ 2022 inkl. der Finanzplanungsansätze am 03.11.2020 ein 
Orientierungsbeschluss gefasst. Die dargestellten Investitionen wurden bis auf 
minimale Änderungen in den Finanzhaushalt sowie in den Finanzplan übernommen.  
 
Alle Aufwendungen und Erträge werden im Ergebnishaushalt geplant und in der 
Ergebnisrechnung dokumentiert. Hier erfolgt somit die Darstellung des kompletten 
Ressourcenverbrauchs der Gemeinde. Für die einzelnen Teilhaushalte sind jeweils 
Teilergebnispläne zu erstellen. Der Gesamtergebnishaushalt (als Summierung der 
Teilhaushalte) und die Gesamtergebnisrechnung sind vergleichbar mit der 
kaufmännischen Gewinn- und Verlustrechnung. Die ordentlichen Ergebnisse betragen 
2021  -1.836.900 € bzw. 2022 -688.100 € 
 
Es gelingt in der Planung 2021 und 2022 aufgrund der Coronapandemie nicht, die 
ordentlichen Aufwendungen mit den ordentlichen Erträgen (= Ergebnishaushalt) 
auszugleichen.  
 
Die Besonderheiten in 2021 gegenüber 2020 auf der Ertragsseite: 
 
-  Wir haben Mindererträge im Vergleich zu 2020 von 231.200 €.  
   Im Finanzplanungszeitraum rechnen wir mit einer Erholung auf der Ertragsseite. 
-  Es wurden bei der Grundsteuer als auch bei der Gewerbesteuer  
   moderate Anpassungen der Hebesätze beschlossen. 
-  Weitere Gebührenanpassungen sind geplant. 
 
Die Besonderheiten in 2021 gegenüber 2020 auf der Aufwandsseite:  
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 -  Die Gesamt-Aufwendungen steigen um 915.000 €. 
 -  Die Personalaufwendungen steigen um 341.100 € aufgrund von  
    Tarifsteigerungen und neuen Stellen.  
 -   Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen steigen um 249.400 €. 
 -   Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen (u.a. Bauleitplanungskosten) steigen    
um 224.200 €. 
 
Im Finanzhaushalt und der Finanzrechnung werden die geplanten bzw. die 
tatsächlich anfallenden Ein- und Auszahlungen festgehalten. Vergleichbar mit einer 
Kapitalflussrechnung wird hier die Liquiditätsplanung bzw. Liquiditätsentwicklung 
sichtbar. Der Finanzhaushalt zeigt zuerst die Ein- und Auszahlungen aus dem 
Ergebnishaushalt als sog. Zahlungsmittelüberschuss /-bedarf aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf. In einem zweiten Block folgt sodann die Investitionstätigkeit. 
In einem dritten Block die Finanzierungstätigkeit, also die Kredittilgung sowie evtl. 
Kreditaufnahmen.  
Im ersten Abschnitt werden die zahlungswirksamen Vorgänge aus dem 
Ergebnishaushalt dargestellt. Der Saldo wird als Zahlungsmittelüberschuss bzw. –
bedarf aus laufender Verwaltungstätigkeit ausgewiesen und entspricht dem Cashflow 
der kaufmännischen Kapitalflussrechnung. Er stellt somit die erwirtschafteten eigenen 
Zahlungsmittel dar. Im Haushaltsjahr 2021 und 2022 ergibt sich ein planerischer 
Zahlungsmittelüberschuss in Höhe von -1.011.600 € bzw. +92.050 €. 
 
Der zweite Abschnitt zeigt die Ein- und Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit, also 
das Investitionsvolumen. Als Finanzierungsmittelüberschuss bzw. -fehlbetrag wird 
somit der Saldo aus dem o. g. Cashflow und dem Saldo aus der Investitionstätigkeit 
verstanden. Der Baindter Bedarf liegt 2021 bei -6.910.000 € bzw. 2022 bei  
-14.680.600 €. 
 
Der dritte Abschnitt zeigt die Finanzierungstätigkeit (Kredite) ob und wie die Gemeinde 
ihre Investitionen zusätzlich über Kredite finanzieren muss. Die letzte Zahl des 
Finanzhaushalts beantwortet somit die Frage, ob die Gemeinde genügend Liquidität 
ausweisen kann. Die Gemeinde Baindt hat Darlehensaufnahmen von 1 Mio. € und 4 
Mio. € vorgesehen. Kredittilgungen werden ab 2022 jährlich in Höhe von 100.000 € 
geleistet. Das Ergebnis aus der Finanzierungstätigkeit beträgt jeweils 1 Mio. bzw. 3,9 
Mio. €. 
 
Die Änderung des Finanzmittelbestandes beträgt 2021 -3.570.200 € bzw. 2022  
-1.047.150 €, die aus den vorhandenen, liquiden Mitteln der Gemeinde entnommen 
werden. 
 
Die Verwaltung wird 2021 und 2022 die Zuschussmöglichkeiten von neuen 
Investitionsförderungsprogrammen weiter genau verfolgen und dem Gemeinderat ggf. 
Investitionsvorschläge unterbreiten. Wesentliche Änderungen auf der Einnahme- und 
Ausgabeseite gegenüber dem Vorjahr sind im Vorbericht detailliert erläutert. Den 
Bürgerinnen und Bürgern wurde über den Bürgerhaushalt erneut die Möglichkeit 
gegeben, zu Haushaltsthemen konkrete Vorschläge zu unterbreiten.  
 
Die Verwaltung empfiehlt dem Gemeinderat die Haushaltssatzung 2021/2022 zu 
beschließen. Die Gemeinde Baindt ist noch gut aufgestellt. Vergleichsweise günstige 
Steuer- und Gebührensätze und geringe externe Verbindlichkeiten sind Zeichen für 
solides Wirtschaften. Mit dazu beigetragen haben gute Beratungen, Entscheidungen 
und Beschlüsse.  
 
Verwaltung und Gemeinderat stehen wie jedes Jahr vor der Herausforderung, die 
Themen zu sortieren und letztlich auch zu priorisieren, da nicht nur die finanziellen 
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Ressourcen in der Krise, sondern auch das Personal in unserer Verwaltung mit der 
Umsetzung der vielen Maßnahmen an ihre Grenzen kommen. 
 
Im Ergebnishaushalt 2021 und 2022 steht ein deutliches Defizit im Raum. Sparen und 
dennoch wichtige Investitionen realisieren, dies wird uns in 2021, noch mehr als 
ohnehin üblich, gemeinsam herausfordern und das muss uns gelingen. Trotzdem 
legen wir Ihnen umfangreiche Maßnahmen für das Investitionsprogramm der Jahre 
2021 bis 2025 vor. Wir dürfen nicht nachlassen, unsere Gemeinde weiterzuentwickeln, 
attraktiv zu gestalten und die Infrastruktur auszubauen. Wir möchten mit der 
mittelfristigen Finanzplanung ein deutliches Signal für einen klaren Zukunftskurs 
geben. Die im Investitionsprogramm enthaltenen Maßnahmen stellen die wesentliche 
Weiterentwicklung der kommunalen Infrastruktur sicher. Dabei wollen wir auch nicht 
verschweigen, dass es keine Gestaltungsspielräume für zusätzliche investive 
Maßnahmen gibt, bzw. diese sind mit Kreditaufnahmen verbunden. 
 
In den Jahren 2021 und 2022 sollen zahlreiche Investitionsmaßnahmen angepackt 
werden. Wann, wenn nicht in Zeiten guter Steuereinnahmen und eines niedrigen 
Zinsniveaus, können die notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen bzw. Investitionen in 
die Infrastruktur vorgenommen werden. Spannend ist immer die Frage, wofür das 
zusätzlich vorhandene Geld ausgegeben wird. Der Gemeindetag gibt hierzu eine klare 
Antwort. „Nur gezielte Investitionen in die Infrastruktur sind der Grundstein für den 
volkswirtschaftlichen Erfolg der Zukunft“. 
 
2021 und 2022 gilt es die entsprechenden Grundstückserlöse zu erzielen. Im 
Gemeindehaushalt sind 2,0 bzw. 4,0 Mio.€ durch die Veräußerung von Grundstücken 
vorgesehen.  
 
 

Beschluss: 
 
1.) Der Gemeinderat stimmt den Haushaltssatzungen 2021 und 2022 gem. § 79 

Gemeindeordnung Baden-Württemberg sowie den Wirtschaftsplänen 2021 und 
2022 des Eigenbetriebs Wasserversorgung und des Eigenbetriebs 
Abwasserbeseitigung zu.  

2.) Der Gemeinderat stimmt der Finanzplanung sowie dem Investitionsprogramm 
für den Zeitraum 2020 – 2025 gemäß § 85 Gemeindeordnung Baden-
Württemberg in Verbindung mit der Verwaltungsvorschrift zur 
Gemeindeordnung zu.  

3.) Der Gemeinderat nimmt den im Haushaltsplan enthaltenen Beteiligungsbericht 
gem. § 105 Gemeindeordnung Baden-Württemberg zur Kenntnis. 

4.) Der Gemeinderat stimmt der Budget- und Deckungsfähigkeit zu.  
 
 
 

TOP 10 Annahme von Spenden durch die Gemeinde  

 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Nach 78 Abs. 4 Gemeindeordnung entscheidet über die Annahme von Spenden, die 
der Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben zugewendet werden, der Gemeinderat. 
Über die Annahme von Spenden ist in öffentlicher Gemeinderatssitzung zu 
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entscheiden, hierbei ist sowohl der Spendengeber als auch der Spendenzweck 
anzugeben. Alle Spenden wurden unter dem Vorbehalt des Gemeinderatsbeschlusses 
angenommen.  
 
Die Gemeinde erstellt jährlich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendungen 
und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und übersendet ihn dann nach 
Beschluss des Gemeinderats der Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
Die Gemeinde konnte 2020 Spenden für die Förderung sozialer und gemeinnütziger 
Zwecke verzeichnen. Die Gemeinde Baindt bedankt sich bei allen Spenderinnen und 
Spendern recht herzlich für die Unterstützung. Spenden sind weiterhin jederzeit 
willkommen.  
 
Die Gemeinde ist an die rechtlichen Regelungen des § 78 Abs. 4 Gemeindeordnung 
gebunden. Einen möglichen Vorwurf der Vorteilsnahme gilt es zu entkräften bzw. erst 
gar nicht entstehen zu lassen. Es wurden nur Spenden der Gemeindekonten 
aufgeführt. Spenden an Privatkonten (Förderverein Klosterwiesenschule, Elternbeirat 
etc.) sind hierbei nicht erfasst. 
 
 

Beschluss: 
 
Die Zustimmung zur Annahme von Spenden wird erteilt. 
 
 
 

TOP 11 Anfragen und Verschiedenes  

 
a) Baumfällaktion 

 
Die Vorsitzende teilt mit, dass entlang des Badweges 50 bis 60 Eschen gefällt 
werden müssen. 
 
 
 

b) Anlieferung von Wertstoffen 
 
Am Freitag den 8. Januar 2021 herrschten teilweise chaotische Zustände bei der 
Abgabe von Wertstoffen im Wertstoffhof. Neben relativ langen Wartezeiten 
parkten die Anlieferer auch außerhalb der markierten Parkflächen – auch direkt 
vor dem Feuerwehrgerätehaus, wo ein absolutes Parkverbot gilt. Grundsätzlich, 
so Bürgermeisterin Rürup, kann man seine Wertstoffe in allen 
Wertstoffannahmestellen des Landkreises abgeben – allerdings in 
haushaltsüblichen Mengen.  
 
Es ist grundsätzlich zu überlegen, dass zukünftig Gewerbetreibende ihre 
Wertstoffe und Kartonagen auf dem Wertstoffhof nicht mehr abgeben dürfen. 
Problematisch an diesem Nachmittag war, dass die Feuerwehr Baindt einen 
Einsatz hatte. Innerhalb kürzester Zeit kommen dann mindestens 20 
Feuerwehrkameraden mit ihren PKWs zum Feuerwehrhaus – zusätzlich zu den 
vielen Anlieferern von Wertstoffen. Entsprechende Aufrufe im Amtsblatt sind 
zwar löblich, bringen aber nicht viel. Der Standort des Wertstoffhofs in der 
Ziegeleistraße ist zu hinterfragen.  
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c) Neubau Geh- und Radweg Sulpach 
 
Die Kostenschätzung beläuft sich auf ca. 1,1 Mio. Euro, wobei ca. 250.000 € an 
Fördermitteln zufließen. 
 

 
 

 


